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Sitzungsvorlage REF1/013/2018 

 Aktenzeichen 

 

Verfasser 

Nießlein, Holger  

Beratung Datum 

Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 12.09.2018 öffentlich 
Stadtrat 18.09.2018 öffentlich 

 

Betreff 

Neuerlass der Erschließungsbeitragssatzung 

 
Sachverhalt: 
Die Erschließungsbeitragssatzung der Stadt Ansbach (EBS) ist in zeitlichen Abständen 
den rechtlichen und tatsächlichen Entwicklungen anzupassen. 
 
Hauptanlass für die vorgeschlagenen überwiegend redaktionellen Änderungen ist die 
Änderung des KAG zum 1.4.2016, wonach das Erschließungsbeitragsrecht vollumfäng-
lich in das Landesrecht übernommen wurde. 
Neue Rechtsgrundlage für die Erhebung von Erschließungsbeiträgen ist nunmehr Art. 
5a KAG, der inhaltsgleich mit dem bisher einschlägigen § 127 Abs. 1 und 2 BauGB ist. 
 
Der Regelungsinhalt der bisherigen EBS bezieht sich noch auf § 127 BauGB. 
Neu in die EBS aufgenommen wurde  in § 2 Abs. 2 die Regelung, dass auch die Kosten 
für die Herstellung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen wegen Eingriffs in Natur und 
Landschaft zu den Kosten des Erschließungsaufwands zählen. Solche Kosten sind 
überwiegend in Industriegebieten und einigen Baugebieten entstanden und konnten 
bisher trotz Beitragsfähigkeit nicht auf die Grundstückseigentümer umgelegt werden. 
In § 6 Abs. 3 wurde die maßgebliche Grundstücksfläche konkreter definiert. 
Die neu formulierten § 6 Abs. 4 und 5 dienen der Rechtssicherheit, da Problemfälle zu 
Beginn der Abrechnung erkannt werden können. 
 
Die Änderungen zum bisherigen Satzungstext sind im Entwurf markiert. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der HFWA empfiehlt dem Stadtrat, die Erschließungsbeitragssatzung in der Fassung 
des Entwurfs vom 28.08.2018 zu beschließen. Der Entwurf, der der Sitzungsnieder-
schrift beigefügt ist, ist Bestandteil dieses Beschlusses. 
 
 
Anlagen: 
Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen - EBS vom 28.08.2018 
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